
Der völkerrechtswidrige Angriff 
Israels und der USA auf den Iran 
stellt eine Eskalation dar, die ei-
nen Flächenbrand im Nahen Os-
ten verursacht hat und die Gefahr 
einer globalen Eskalation drama-
tisch verschärft. Trump und Ne-
tanyahu treten das Völkerrecht 
mit Füßen und haben die globale 
Weltwirtschaft in eine schwere 
Krise gestürzt. Zugleich sitzt das 
verbrecherische und menschen-
verachtende Regime in Teheran 
fest im Sattel. 

Die Folgen dieser Eskalation 
spüren die Menschen hier ganz 

konkret. Die Blockade der Straße 
von Hormus hat die Energiepreise 
in die Höhe getrieben, und viele Fa-
milien merkten das bereits bei der 
Fahrt in die Osterferien schmerz-
haft. Währenddessen sichern sich 
große Öl- und Gaskonzerne satte 
Profite aus der Krise. Tatsächlich 
drohende Engpässe könnten Ener-
gie und Lebensmittel dauerhaft 
verteuern.

Und was macht die Bundesre-
gierung? Statt gezielt zu entlasten, 
wird über höhere Mehrwertsteuern 
diskutiert. Selbst die BILD-Zeitung 
fordert inzwischen, was wir seit 

Langem sagen: Die Mehrwertsteu-
er auf Grundnahrungsmittel muss 
abgeschafft werden, um kleine und 
mittlere Einkommen zu schützen, 
also jene, die den Großteil ihres 
Geldes für Miete, Energie und Le-
bensmittel aufbringen müssen.

Doch das reicht nicht. Wir brau-
chen jetzt einen echten Schutz-
schirm für die Bevölkerung: die 
Wiedereinführung des 9-Euro-Ti-
ckets, einen wirksamen internatio-
nalen Spritpreisdeckel und die kon-
sequente Abschöpfung von Über-
gewinnen der Mineralölkonzerne. 
Es kann nicht sein, dass wenige 

Konzerne an der Krise verdienen, 
während Millionen Menschen nicht 
mehr wissen, wie sie ihre Rechnun-
gen bezahlen sollen.

Und Lobbyministerin Katherina 
Reiche? Sie setzt weiter auf fos-
sile Abhängigkeiten und will neue 
Gaskraftwerke bauen, statt endlich 
entschlossen in erneuerbare Alter-
nativen zu investieren.

Wer den sozialen Frieden si-
chern will, muss die Menschen jetzt 
entlasten. Und wer das Völkerrecht 
verteidigt, darf es nicht nach politi-
scher Opportunität auslegen. Es ist 
Zeit zu handeln. 	Ines Schwerdtner
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Wir sind die Gewerkschaft Keine Profite mit dem Krieg Militarisiserung auf Pump Wehrdienstverweigerung –  
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Der 1. Mai ist aus einem konkreten 
Kampf entstanden: dem Kampf um 
den Acht-Stunden-Tag. Was lange 
als unrealistisch galt, wurde durch-
gesetzt, weil Arbeiterinnen und Ar-
beiter sich organisierten, die Arbeit 
niedergelegt und gemeinsam Druck 
aufgebaut haben. Dieser Ursprung 
ist kein Rückblick, sondern Erfah-
rung: Dinge lassen sich verändern, 
wenn wir es tun.

Der 1. Mai ist deshalb mehr als 
ein Datum. Er ist der Tag der Arbei-
terinnen und Arbeiter ein gemein-
samer Bezugspunkt, an dem wir 
sichtbar machen, dass unsere Inte-
ressen keine Einzelinteressen sind.

Der 1. Mai bringt uns zusammen. 
Kolleg:innen aus unterschiedlichen 
Bereichen, Betrieben und Berufen 
kommen an einem Tag zusammen, 
sprechen miteinander und sehen: 
Die Probleme ähneln sich. Und vor 
allem: Wir sind viele.

Arbeitsniederlegung ist kein Aus- 
nahmezustand, sondern ein de-
mokratisches Recht. Wenn wir die 
Arbeit niederlegen, wird sichtba-
rer, wer den Laden am Laufen hält. 
Keine Bahn fährt, kein Krankenhaus 
funktioniert, kein Paket wird gelie-
fert, ohne unsere Arbeit steht vie-
les still.

Streik heißt auch, ins Handeln zu 
kommen. Nicht still bleiben, son-
dern gemeinsam auftreten. Nicht 
alles hinnehmen, sondern Forde-
rungen stellen. Der 1. Mai erinnert 
daran, wo das herkommt: aus Situ-
ationen, in denen Forderungen zu-
nächst als unrealistisch gelten und 
am Ende durchgesetzt wurden. 
Wer das einmal in einer Tarifaus-
einandersetzung erlebt hat, weiß, 
was möglich ist, wenn Kolleg:innen 
zusammenhalten.

Unsere Arbeitsbedingungen ste-

hen nicht einfach fest. Sie werden 
gemacht und sie können verändert 
werden. Genau dafür braucht es 
Orte und Momente, an denen wir 
zusammenkommen. Der 1. Mai ist 
so ein Tag.

Wir haben es in der Hand. Eine 
Gewerkschaft lebt von Beteiligung 
und wir können unsere Zukunft 
selbst bestimmen. Die Kämpfe und 
Erfolge zeigen, warum dieser Tag 
unser Tag ist.

Wir sind die Gewerkschaft!
Stubi

Ich bin Kinderkrankenschwester und an manchen 
Tagen muss ich mich entscheiden: Kümmere ich  
mich als erstes um das Kind am Beatmungsgerät, 
gebe ich einem anderen Kind eine Infusion, renn  
ich in den Kreißsaal oder tröste ich die weinende 
Mutter am Bett ihres kranken Kindes. 

Das ist mein Alltag in der Pflege. Und dazu kommt  
der Stress im Alltag, dass die Mieten, die Energie und 
die Lebensmittel immer teurer werden. Aber unsere 
Löhne bleiben zurück. Besonders in Berufen wie der 
Pflege, wo vor allem Frauen arbeiten, sind Bezahlung 
Ausstattung und Anerkennung immer noch schlechter. 

Darum streiten wir für bessere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen. 
Hier auf der Straße spüre ich: Wir sind viele, wir sind solidarisch und  
gemeinsam können wir etwas verändern. Pflege hält diese Gesellschaft 
am Laufen. Bist du solidarisch mit uns?

Verbindende Arbeitskämpfe

Wir sind die Gewerkschaft!

KURZPORTRAIT 
Manuel von Stubenrauch 
– genannt Stubi
Mit einem Gespräch unter 
Kolleg:innen fängt es an, 
über das, was uns stört. Aus 
Unzufriedenheit wird Initia
tive, aus Gesprächen ge-
meinsames Handeln. Des-
halb organisiere ich jetzt 
die Streiks für die Straßen-
bahner bei der BVG mit und 
entscheide in der Tarifkom-
mission an der Seite mei-
ner Gewerkschaft mit. Ich 
bin Stubi, 44 Jahre und seit 
10  Jahren Straßenbahner 
aus Leidenschaft. Wer mich 
dabei begleiten möchte, 
kann auch meinen Podcast 
hören: 

Die Betriebsstörung – Der  
Podcast über Streik, Arbeit und 
Tarifverhandlungen aus Berlin

Sophia aus dem 
Sana-Klinikum  
Lichtenberg
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Während Mieten steigen, Energie 
teurer wird und am Monatsende 
immer weniger übrig bleibt, ma-
chen Konzerne Rekordgewinne. 

Das ist kein Zufall, das sind poli-
tische Entscheidungen. Ein gutes 
Leben, bei dem für alle gesorgt ist, 
wird immer schwieriger, wenn alles 
nur noch teurer wird. Die Bundes-
regierung könnte uns entlasten, 

aber sie setzt stattdessen noch 
einen drauf. Weil Merz und Kling-
beil die Löcher im Haushalt stopfen 
wollen, planen sie den großen Raub 
an unserem gemeinsamen Sicher-
heitsnetz: Rente erst mit 70, Ver-
dopplung der Zuzahlungen bei der 
Krankenversicherung, Einschnitte 
bei gesetzlicher Pflegeversiche-
rung. 

Doch diese Sozialleistungen 
sind keine Almosen – wir haben sie 
uns mit harter Arbeit verdient. Wir 
schuften, wir zahlen brav die Bei-
träge in die gemeinsame Kasse, 
damit in Notzeiten niemand allein 
im Regen stehen muss. Merz muss 
endlich das Geld bei denen holen, 
die uns miese Löhne zahlen, die 
unsere Miete erhöhen. Stattdessen 
schont er die großen Konzerne und 
seine superreichen Sponsoren vor 
der gerechten Vermögenssteuer 
und greift uns tiefer in die Tasche.

Wir machen das nicht mit! Des-
wegen gehen wir am 1. Mai gemein-
sam auf die Straße! Als Beschäftig-
te, als Mieter*innen, als Eltern und 
Rentner*innen. Wir halten dieses 
Land am Laufen. Aber nur wenn wir 
uns zusammentun, können wir ein 
Zeichen setzen, das diese Regie-
rung nicht ignorieren kann. Gegen 
ihre Armutsreformen, für ein bezahl-
bares Leben in Würde für uns alle.

Am 1. Mai und jeden Tag!

Der Krieg im Iran zeigt mal wieder, 
dass die Öl-Konzerne sich scham-
los an den Autofahrerinnen und Au-
tofahrern bereichern. Wettbewerb? 
– Fehlanzeige. 
Nach dem letzten Preisschock an 
den Zapfsäulen nach Beginn des 
Ukraine-Krieges hat das Bundes-
kartellamt eine sogenannte Sektor-
untersuchung zu Raffinerien und 
Kraftstoffgroßhandel durchgeführt. 
Diese Untersuchung dauerte fast 
drei (!) Jahre und kam zu dem Er-
gebnis, dass es bedenkliche Struk-
turen bei der Preissetzung der Öl-
konzerne gibt. 
Ein zentrales Problem sind dabei 
internationale Preisvergleichssys-
teme, an denen sich viele Konzerne 
orientieren. Sie machen Preise für 
alle Marktteilnehmer transparent 
und erleichtern es so, stillschwei-

gend hohe Preise abzustimmen. 
Vorschläge, diese Systeme stren-
ger zu regulieren, wurden weder 
von der Ampel-Regierung noch von 
der neuen Merz-Regierung umge-
setzt. 
Mit Beginn des Iran-Krieges stie-
gen die Spritpreise dann sogar 
schneller als der eigentliche Roh-
ölpreis. Ein klares Zeichen dafür, 
dass die Konzerne nicht die ei-
gentlichen Produktionskosten als 

Grundlage für die Tankstellenpreise 
nehmen, sondern die Erwartungen 
über eine erhöhte Nachfrage. Wer 
schnell noch tanken wollte bevor 
der Rohölpreis tatsächlich steigt, 
wurde von den großen Konzernen 
gnadenlos abgezockt. Auf den 
öffentlichen Druck reagierte die 
Bundesregierung kurz vor Ostern 
mit einer fragwürdigen Maßnah-
me. Tankstellen dürfen ihre Preise 
nun nur noch einmal täglich er-

höhen. Das Ergebnis ist absehbar: 
Viele Anbieter setzen ihre Preise 
vorsorglich direkt auf ein hohes Ni-
veau, oft mit deutlichen Sprüngen 
zur Mittagszeit. Bezahlen müssen 
das am Ende wieder die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Wem 
ist damit geholfen?

Andere EU-Länder zeigen, dass es 
auch anders geht: In Polen, Kroa-
tien, Griechenland und vielen an-
deren Ländern begrenzen staat-
liche Preisdeckel die Gewinne der 
Konzerne. Genau das brauchen 
wir auch hier. Deshalb fordert die 
Linksfraktion im Bundestag einen 
wirksamen Spritpreisdeckel, die 
Abschöpfung der Übergewinne von 
Ölkonzernen und die Rückkehr des 
9-Euro-Tickets, damit alle Men-
schen bezahlbar mobil bleiben.

Preise steigen nicht, sie werden erhöht!

Die Linke hilft – 
Unsere Sozial-
sprechstunden

Egal ob Probleme mit dem Job-
center, eine Mieterhöhung oder 
Unsicherheiten bei Anträgen – 
wir stehen an eurer Seite und 
suchen gemeinsam nach Lösun-
gen. Kein Anliegen ist zu klein, 
keine Frage unwichtig. Unsere 
Sozialsprechstunden sind kos-
tenlos und werden von geschul-
ten Ehrenamtlichen und Abge-
ordneten durchgeführt.

Nur mit Anmeldung: beratung@
die-linke-lichtenberg.de 

z	Alt-Hohenschönhausen:  
2. Mittwoch im Monat,  
17–19 Uhr

z	Neu-Hohenschönhausen:  
letzter Freitag im Monat,  
17–19 Uhr

z	Mieterberatung Alt-Lichten-
berg: 2. Freitag im Monat, 
17-19 Uhr

z	Sprechstunde im Wahlkreisbü-
ro von Hendrikje Klein:  
1. Montag im Monat, Anmel-
dung: team@hendrikjeklein.de

z	Offenes Beratungscafé (ohne 
Anmeldung): 2. Dienstag im 
Monat, Gute Stube, Anton- 
Saefkow-Platz 4

Das Geld ist nicht weg –  
es haben nur die Falschen

Übergewinne: Keine Profite 
mit dem Krieg!

Benzinpreise im EU-Vergleich, Stand 06.04.2026, Eurosuper 95

2,24 €/l
Deutschland

2,03 €/l
Frankreich

1,79 €/l
Österreich

1,76 €/l
Italien
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Wilhelm Banaschak wird am 8. April 
1893 in Koschmin, heute Polen, als  
Sohn des Bergmanns Nikolaus und 
seiner Frau Michaline geboren. 
Nach erfolgreichem Abschluss der 
Volksschule schuftet er als Lehr-
hauer und Walzwerker unter Tage in 
der rheinländischen Thyssen-Hütte 
und im Werk „Deutscher Kaiser“. 

1913 wird er zum Wehrdienst 
nach Berlin eingezogen. Der an-
schließende Kriegsdienst, mit 
Fronteinsatz und Gefangenschaft 
in Kleinasien, politisieren den jun-
gen Mann: Zurückgekehrt nach 
Deutschland findet er im Mai 1919 
eine Anstellung als Schlosser im 
Berliner Ausbesserungswerk II der 
Reichsbahn (RB). Er tritt dem Deut-
schen Eisenbahner-Verband bei 
und engagiert sich fortan für die 
Rechte der Arbeiter. So demons-
triert er im März 1920 vor dem 
Reichstag für das Betriebsrätege-
setz und tritt der KPD bei. In der 
Folge versetzt ihn die RB-Verwal-
tung nach kurzer Maßregelung ins 
Betriebswerk Lichtenberg-Fried-
richsfelde.

1921 wählen die dortigen Kolle-
gen Banaschak zum Vorsitzenden 
des örtlichen und zum Mitglied des 
Bezirksbetriebsrats der RB-Direkti-
on Berlin, 1924 sogar zum Mitglied 
des Hauptbetriebsrats der Deut-
schen Reichsbahn. Gleichzeitig 
fungiert er als Zellenleiter und Ins-
trukteur des Unterbezirks Lichten-
berg, einige Monate auch als Lei-
ter der IG Verkehr in der Gewerk-
schaftsabteilung des ZK der KPD. 
Seine damit einhergehende Betei-
ligung an den richtungspolitischen 
Machtkämpfen zwischen SPD- und 
KPD-orientierten Gewerkschaftern 
führen 1926 zur endgültigen Ent-
lassung bei der RB und zum Ende 
seiner Gewerkschafts-Karriere.

Ab 1929 arbeitet Banaschak 
als Spediteur und Abteilungslei-
ter eines Transportunternehmens, 
das auf den Güterverkehr mit der 
UdSSR spezialisiert ist. Zwar muss 
er diese Stellung 1933 infolge der 
nationalsozialistischen Machtüber-
nahme aufgeben, seine Expertise 
und guten Verbindungen zur sow-
jetischen Handelsvertretung und 

Botschaft helfen ihm jedoch dabei, 
bereits 1935 wieder einen Job bei 
einer großen Speditionsfirma zu 
erhalten, sodass seine Familie ver-
gleichsweise gut durch die NS-Zeit 
kommt, obwohl sie sogar gegen das 
Regime arbeitet, u. a. dabei hilft, ein 
jüdisches Ehepaar zu verstecken 
und Kunstwerke eines russischen 
Malers außer Landes zu bringen.

Auch nach der Befreiung Berlins 
profitiert Banaschak von seinen 
guten Verbindungen: Die Sowjets 
setzen ihn als Bürgermeister von 
Friedrichsfelde ein, der erste Ber-
liner Magistrat bestimmt ihn zum 
stellvertretenden Bürgermeister 
Lichtenbergs. Schlussendlich fun-
giert er von 1951 bis 1961 in Mos-
kau als Leiter der dortigen Han-
delsvertretung der DDR und wird 
nach seiner Verrentung zum Mit-
glied des Kollegiums des Ministe-
riums für Außenhandel und Inner-
deutschen Handel berufen.

Wilhelm Banaschak stirbt am 
27.12.1977. Bis zu seinem Tod lebt 
er in Lichtenberg.

	 Eberhard Podzuweit

Erinnern für die Zukunft –  
Lesen gegen das Vergessen
Seit vielen Jahren lädt Die Linke im Bundestag am 
Jahrestag der Bücherverbrennungen zum Lesen 
gegen das Vergessen auf den Berliner Bebelplatz 
ein. Jener Ort, an dem 1933 auch in Berlin die 
Flammen loderten und das freie Wort ausgelöscht 
werden sollte.

Als langjährige Gastgeberin dieser Veranstal-
tung ist es mir wichtig, gemeinsam mit vielen en-
gagierten Menschen an die Autorinnen und Auto-
ren zu erinnern, deren Werke am 10. Mai 1933 in 
über 165 deutschen Städten verbrannt wurden.

Beim Lesen gegen das Vergessen lassen wir 
ihre Texte wieder lebendig werden. Begleitet von 
Musik rezitieren wir literarische Beiträge und set-
zen gemeinsam ein Zeichen für Meinungsfreiheit, 
gegen Hass und Verdächtigungen. Den Abschluss 
bildet ein gemeinsames Gedenken am Mahnmal 
auf dem Bebelplatz.

Ich lade Sie herzlich ein, am 10. Mai 2026  
zwischen 15 und 17 Uhr dabei zu sein. 

Die Veranstaltung wird in diesem Jahr von Ines 
Schwerdtner moderiert.

Ich würde mich sehr freuen, Sie dort persönlich 
zu begrüßen. 

Ihre Gesine Lötzsch

Wilhelm Banaschak – vergessener  
Arbeiterfunktionär, Widerständler, 
Bürgermeister

Am 2. Mai 
1933  
zerschlugen 
die Nazis  
die Freien 
Gewerk-
schaften 

Anpassung kann zur Selbst-
aufgabe führen, eine Tatsache 
die nichts an Aktualität einge-
büßt hat. Am 1. Mai 1933 feier-
ten Millionen Arbeiterinnen und 
Arbeiter den „Tag der nationalen 
Arbeit“, wie die Nazis den wich-
tigsten Festtag der Arbeiter-
klasse bezeichneten. Am 2. Mai 
stürmten SA – Abteilungen in 
ganz Deutschland Büros der 
Freien Gewerkschaften, Mit-
glieder wurden verhaftet, das 
Vermögen beschlagnahmt. Die 
Richtungsgewerkschaften un-
terwarfen sich einen Tag später 
den Nazis. 

Die in der Weimarer Repu-
blik einst starke deutsche Ge-
werkschaftsbewegung war 
zerschlagen. Gab es nach der 
Machtübernahme Hitlers am 
30. Januar 1933 noch Gegen-
demonstrationen, war für viele 
SPD-Mitglieder und Gewerk-
schafter ein Generalstreik, den 
die Kommunisten propagierten, 
keine Option. Man fürchtete 
einen Bürgerkrieg. Organisa-
tion, nicht Demonstration war 
für den Vorsitzenden des All-
gemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (ADGB) Theodor 
Leipart die Devise. Auch trug die 
Sozialfaschismusthese der KPD 
dazu bei, dass eine Einheits-
front nicht zu Stande gekom-
men war. Leiparts zunächst ver-
suchtes Einvernehmen mit der 
neuen Staatsführung, schützte 
ihn nicht. Er kam am 2. Mai in 
die sogenannte Schutzhaft und 
wurde misshandelt. 

Tausende Mitglieder der Ge-
werkschaften wurden in den 
folgenden Jahren verfolgt oder 
in KZs gesperrt. Viele fanden 
den Tod. Der Weg zur absoluten 
Macht war damit für die Nazis 
frei. 	 Daniela Fuchs

©
 W

W
W

.F
RA

KT
IO

N
SV

ER
EI

N
.D

E



Tomaten zum 1. Mai:  
Solidarität, die 
wächst
Seit vielen Jahren gehört unsere 
Tomatenaktion zum 1. Mai fest zu 
Lichtenberg. Auch in diesem Jahr 
verteilen wir wieder über 1.200 To-
matenpflanzen direkt in der Nach-
barschaft, für Balkonkästen, Klein-
gärten und Hinterhöfe.

Unsere robuste Tomatensorte  
„Har(t)zfeuer“ trägt dabei eine 
Botschaft. Ihr Name erinnert an die  
Hartz-IV-Gesetze und an unseren 
langen Kampf gegen gezielte Ver-
armung, Gängelung und soziale 
Ungerechtigkeit. Während CDU 
und SPD Sozialabbau als „Reform“ 
verkaufen, halten wir dagegen: 
mit konkreter Unterstützung in 
unseren Sozialsprechstunden, 
Heizkostenchecks und mit einer 
klaren politischen Haltung.

Doch die Auseinandersetzung 
ist nicht vorbei. Zum 1. Juli soll das 
Bürgergeld durch eine neue „Grund-
sicherung“ ersetzt werden. Dahin-
ter stehen strengere Regeln, mehr 
Druck auf Erwerbslose und weni-
ger Spielraum für die Betroffenen. 
Wenn Bundesfinanzminister Lars 
Klingbeil (SPD) zusätzlich weitere 
Einsparungen ankündigt, Familien-
versicherung und Rente attackiert, 
wird deutlich, wer die Zeche zahlen 
soll – nicht die Reichen und Konzer-
ne, sondern diejenigen, die ohnehin 
jeden Euro umdrehen müssen.

Wir sagen: Soziale Sicherheit ist 
kein Luxus, sondern ein Grundrecht. 
Für Militär und Rüstung ist komi-
scherweise immer Geld da. Statt 
Kürzungen braucht es echte Ent-
lastung, gute Löhne und eine starke 
öffentliche Daseinsvorsorge.	

Tatjana Behrend und Toni Kraus

KOMMENTAR

TVO: Eine Sinnbild für Berlins 
gescheiterte Verkehrspolitik

Fraktions-Report
Fraktion Die Linke in der Bezirksverordnetenversammlung Lichtenberg	  02 /26

Tangentiale Schnellverbindung 
Ost: kurz TVO. So wird die geplan
te Schnellstraße genannt, die Mar-
zahn mit Köpenick verbinden und 
dabei durch die Wuhlheide füh-
ren soll. Von der Märkischen Allee 
könnte man dann mit dem Auto 
geradeaus bis zur Spindlersfelder 
Brücke fahren. Viele Menschen in 
Karlshorst erhoffen sich durch die-
se neue Nord-Süd-Verbindung eine 
Entlastung der Treskowallee.

Doch eine Realisierung des Stra- 
ßenprojektes wird immer unwahr-
scheinlicher. Auf Anfrage der Lin-
ken teilte die zuständige Senats-
verwaltung dem Berliner Abge-
ordnetenhaus mit, dass von den 
geschätzten 630 Millionen Euro 
Gesamtkosten lediglich 45 Millio
nen aus dem dafür eingeplanten 
Förderprogramm des Bundes finan-
ziert werden können. Die übrigen 
knapp 600 Millionen müsste Berlin 
selbst zahlen, was angesichts der 
Haushaltslage unwahrscheinlich 
erscheint.

Das Projekt ist nicht nur wegen 

seiner Kosten und seiner Umwelt-
auswirkungen umstritten, sondern 
auch, weil die Schnellstraße TVO 
auf einer Fläche gebaut werden 
soll, die eigentlich für eine neue 
S-Bahnlinie vorgesehen ist. Vor 
zwei Jahren hatte die Lichtenber-
ger LINKE daher beantragt, dass 
sich das Bezirksamt beim Senat 
für eine Umplanung einsetzt, die 
den öffentlichen Nahverkehr nicht 
behindert. Leider blockierten CDU 
und SPD den Beschluss in der 
Bezirksverordnetenversammlung. 
Dies fügt sich leider in das Bild, 
dass die beiden Berliner Regie-
rungsparteien dem öffentlichen 
Nahverkehr in der Stadt immer 
neue Steine in den Weg legen. 

So wurden nicht nur praktisch 
alle in Planung befindlichen Stra-
ßenprojekte gecancelt und ver-
sprochene U-Bahn-Erweiterun-
gen unter Finanzierungsvorbehalt 
gestellt. Auch Investitionen in die 
bestehende Infrastruktur werden 
sträflich vernachlässigt: Die Tram 
21 musste wegen maroder Gleise 

ausgerechnet am Ostkreuz unter-
brochen werden und die U-Bahn, 
deren Taktung eigentlich mit neuen 
Fahrzeugen erhöht werden soll-
te, könnte künftig sogar seltener 
fahren. Busse und Straßenbahnen 
werden jedes Jahr langsamer, ob-
wohl man ihnen auf Straßen und 
Kreuzungen eigentlich Vorrang ein-
räumen könnte.

Profitieren wenigstens Men-
schen, die auf das Auto angewie-
sen sind, von dieser Politik? Nein, 
denn nur ein gut funktionierender 
öffentlicher Nahverkehr könnte 
dafür sorgen, dass auf den Stra-
ßen weniger Verkehr herrscht. An 
der TVO kann man dieses Dilemma 
perfekt veranschaulichen: Wird die 
Schnellstraße so errichtet, dass 
dort keine S-Bahn mehr gebaut 
werden kann, dann ist die nächs-
te Staustrecke garantiert. Nicht 
zuletzt wegen der sprunghaft ge-
stiegenen Spritpreise ist es endlich 
Zeit, umzudenken.

	 Alexander Roßmann
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Das Projekt ist nicht nur wegen seiner Kosten und seiner Umweltaus-
wirkungen umstritten, sondern auch, weil die Schnellstraße TVO auf 
einer Fläche gebaut werden soll, die eigentlich für eine neue S-Bahnlinie 
vorgesehen ist. Hier illustriert durch die Stadtautobahn A100.
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Der Fuß- und Verbindungsweg 
zwischen der Landsberger Allee 
225 und der Zechliner Straße soll 
endlich in einen guten Zustand ge-
bracht werden. Ziel ist es, den Weg 
so zu sanieren, dass er dauerhaft 
nutzbar ist – ohne Pfützen, ohne 
Matsch und bei jedem Wetter.

Aktuell zeigt sich ein anderes 
Bild: Schon nach leichtem Re-
gen bilden sich große Pfützen 
und matschige Stellen. Für viele  
Menschen wird der Weg dann 
schwer passierbar. Besonders är-
gerlich ist das, weil er täglich von 
zahlreichen Anwohnerinnen und 

Anwohnern genutzt wird.
Vor allem für Schülerinnen und 

Schüler der Gutenberg-Ober-
schule ist der Weg eine wichtige 
Verbindung. Sie nutzen ihn als 
direkten Schulweg zwischen den 
Gebäuden. Aber auch für viele 
Menschen aus der Nachbarschaft 
ist er unverzichtbar, etwa um 
schnell zu Einkaufsmöglichkeiten 
wie den nahegelegenen Super-
markt zu gelangen.

Gerade weil der Weg so stark 
frequentiert ist, braucht es jetzt 
eine verlässliche Lösung. Eine 
nachhaltige und umweltschonende 
Instandsetzung soll dafür sorgen, 
dass der Weg künftig trocken, si-
cher und gut begehbar ist.

Darüber hinaus bietet die Sa-
nierung die Chance, den Weg 
insgesamt aufzuwerten. In einem 
dicht bebauten Stadtteil, in dem 
es nur wenige öffentliche Grün- 
und Aufenthaltsflächen gibt, sind 
gut ausgebaute Wege besonders 
wichtig. 	 Toni Kraus

Können wohnungslose Menschen 
eigentlich an Wahlen teilnehmen? 
Ohne feste Adresse? Ja, unser 
Grundgesetz garantiert jeder Bür-
gerin und jedem Bürger das Recht, 
wählen zu gehen und gewählt zu 
werden. Das Wahlrecht ermöglicht 
allen, an politischen Entscheidun-
gen teilzuhaben, auch Wohnungs-
losen. Aber es gibt hohe bürokrati-
schen Hürden. 

„Für mich war es einfacher, mich 
als freier Kandidat für die Bundes-
tagswahlen aufstellen zu lassen als 
bei den Kommunalwahlen zu wäh-
len.“ Das sagt ein Mann, der 2021 
wohnungslos als Kandidat bei der 
Bundestagswahl angetreten ist. 

Ein großes Problem ist die man-
gelnde Aufklärung der Betroffenen 
über ihre Rechte. Internet, Fern-
sehen, Radio, Zeitungen – all diese 
Quellen sind wohnungslosen Men-
schen in der Regel vorenthalten. 
Und oft ist nicht mal das Geld da, 
um mit dem ÖPNV ins Wahllokal zu 
kommen.

Deshalb haben wir in der BVV 
einen Antrag gestellt: „Wahrneh-
mung des Wahlrechts durch ob-
dachlose und wohnungslose Men-
schen unterstützen“ (DS/1980/IX).

Prof. Dr. Michael Krennerich, 
Vorsitzender des Nürnberger Men-
schenrechtszentrums, hat das 
„Wahlrecht von wohnungslosen 
Menschen“ analysiert. In seinem 

Fazit stellt er unter anderem fest: 
„Um die Bedeutung von Wahlen für 
wohnungslose Menschen zu erhö-
hen, ist es … nötig, dass die politi-
schen Parteien deren Anliegen auf-
greifen und dies den Betroffenen 
auch glaubwürdig vermitteln.“ Ge-
nau das war das Anliegen unseres 
Antrags.	 Tatjana Behrend

Gewalt stoppen, 
bevor sie  
eskaliert
 
Häusliche Gewalt ist kein Rand-
phänomen. Sie passiert jeden 
Tag, mitten unter uns – und sie 
trifft überwiegend Frauen. Die 
Zahlen steigen seit Jahren, auch 
in Lichtenberg. Für Betroffene 
bedeutet das: Angst, Unsicher-
heit, fehlender Schutz. Für uns 
als feministische Fraktion be-
deutet es: Wir dürfen uns nicht 
mit dem Status quo zufrieden-
geben.

Auf unsere Initiative hin brin-
gen wir gemeinsam mit SPD und 
Grünen einen Antrag in die BVV 
ein, der das Bezirksamt auffor-
dert, sich zusammen mit dem 
Frauenbeirat für den Aufbau 
eines Angebots der „Täterarbeit 
häusliche Gewalt“ (TäHG) einzu-
setzen. Gleichzeitig soll geprüft 
werden, wie die Landesebe-
ne diesen Schritt unterstützen 
kann.

Warum Täterarbeit? Weil Ge-
walt nicht einfach „passiert“. Sie 
wird ausgeübt. Und wer Gewalt 
ausübt, muss in die Verantwor-
tung genommen werden. Täter-
arbeit setzt genau dort an: Sie 
konfrontiert gewaltausübende 
Personen mit ihrem Verhalten, 
fördert Verantwortungsüber-
nahme und hilft, erneute Gewalt 
zu verhindern. Gut aufgestellte 
Programme können Rückfall-
risiken deutlich senken und da-
mit Frauen und Kindern realen 
Schutz bieten.

In Lichtenberg fehlt ein sol-
ches Angebot bislang. Die be-
stehenden Programme in an-
deren Bezirken sind überlastet, 
Plätze rar. Das bedeutet: Men-
schen, die Gewalt ausüben, er-
halten keine verpflichtenden, 
professionellen Interventionen 
und Betroffene bleiben gefähr-
det. Diese Lücke ist nicht hin-
nehmbar.

Täterarbeit ist kein „nice to 
have“, sondern ein unverzicht-
barer Bestandteil eines feminis-
tischen Gewaltschutzes. Denn 
echter Schutz bedeutet nicht 
nur, Betroffene zu stärken, son-
dern auch, Gewalt an der Wurzel 
zu bekämpfen.

Antje Schiwatschev

Wahlrecht für  
wohnungslose Menschen

Sicher und trocken  
durch den Kiez
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Wir kämpfen dafür, dass alle ihr Wahlrecht nutzen können.

Der zwar asphaltierte Weg war in den Wintermonaten eine einzige 
Matsch- und Pfützenlandschaft.
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Bei einer gemeinsamen Aufräum-
aktion am 17. April am Malchower 
See engagierten sich zahlreiche 
Freiwill ige zusammen mit den 
Stadtnaturrangern für den Schutz 
der lokalen Umwelt. Entlang der 
Ufer, Böschungen und Wiesen rund 
um das beliebte Angelgewässer 
wurde Müll gesammelt und fach-
gerecht entsorgt.

Neben dem praktischen Einsatz 
bot die Aktion auch spannende Ein-
blicke in die Natur vor der eigenen 
Haustür. Denn rund um den Mal-

chower See leben nicht nur be-
kannte Tiere wie Reh und Wasch-
bär – auch seltenere Stadtbewoh-
ner wie Nutria, Fasan und sogar ein 
Otter konnten hier bereits nach-
gewiesen werden. Möglich ma-
chen solche Beobachtungen unter 
anderem Wildtierkameras, die im 
Rahmen der Arbeit der Stadtnatur-
ranger eingesetzt werden.

Diese sind regelmäßig im Gebiet 
unterwegs, führen Begehungen 
durch und kommen dabei direkt 
mit Bürgerinnen und Bürgern ins 
Gespräch. Ein Schwerpunkt liegt  
dabei auch auf der Aufklärung 
über naturverträgliches Verhalten – 
etwa im Umgang mit freilaufenden 
Hunden. Darüber hinaus leisten 
die Ranger wichtige Arbeit in der 
Arterfassung und Kartierung und 
engagieren sich in der Umweltbil-
dung, etwa in Zusammenarbeit mit 
Schulen und anderen Bildungsein-
richtungen.	 Toni Kraus

Gemeinsam für 
eine saubere 
Stadtnatur:  
CleanUp am 
Malchower See
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Alle packen mit an und erfahren  
spannende Details über den 
Lebensraum Malchower See.

Am 24. März habe ich gemeinsam 
mit meinem Fraktionskollegen An-
tonio Leonhardt das Feministische 
Zentrum für Migrant*innen (FZM*) 
in der Lichtenberger Heinrichstra-
ße besucht. Empfangen wurden wir 
von der Geschäftsführerin des Ver-
eins, Thais Vera Utrilla, und von Dr. 
Ana Martínez.

Den Verein gibt es seit 2021 als 
interdisziplinäres Team von Frau-
en* mit Migrationsbiographie, das 
Migrantinnen* und Frauen* mit 
Flucht- und Migrationsgeschich-
te neben der politischen auch eine 
künstlerische Plattform für Em
powerment, Teilhabe, Repräsenta-
tion und Vernetzung in Berlin bietet.

Eindrucksvoll schilderten unsere 
beiden Gastgeberinnen ihre Arbeit, 
zu der auch als ganz wichtiger Be-
standteil psychologische Beratun-
gen in verschiedenen Sprachen 
gehören. Aber die können wegen 

immer knapper werdender Mittel 
trotz steigender Nachfrage gerade 
nicht angeboten werden.

Das ist nicht akzeptabel, und wir 
werden auf jeden Fall an dem The-
ma dranbleiben.	 Tatjana Behrend

Kürzen am falschen Ende
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Dr. Ana Martínez, Thais Vera Utrilla, Tatjana Behrend und Antonio  
Leonhardt (v. l. n. r.)

In der Arnimstraße in Alt-Hohen-
schönhausen entsteht in den kom-
menden Jahren ein neuer, groß-
zügiger Spiel- und Freizeitpark! 
Ein wichtiger Schritt für ein Gebiet, 
das bislang zu den am wenigsten 
mit Grünflächen versorgten Teilen 
Lichtenbergs zählt.

Auf rund 3,3 Hektar Fläche wird 
mit 2,3 Millionen Euro aus Senats-
mitteln ein vielseitiger Ort für Be-
wegung, Begegnung und Erholung 
geschaffen. Grundlage ist eine 

Machbarkeitsstudie aus dem Jahr 
2019.

Der Entwurf setzt bewusst auf 
den Erhalt und die Integration vor-
handener Natur: Bestehende Gehöl-
ze bleiben erhalten, und der neue 
Park fügt sich in die umliegenden 
Grün- und Wegeverbindungen ein. 
Leitidee ist ein „Park als Lichtung“ 
– also eine offene Fläche innerhalb 
der bestehenden Grünstruktur. Ver-
siegelte Altflächen, etwa ehemalige 
Garagenstandorte, werden dabei 
naturnah umgestaltet.

Auch die Nutzung ist klar geglie-
dert: Nach dem Prinzip „vom Lau-
ten zum Leisen“ reicht das Angebot 
vom Bolzplatz über Mehrgenera-
tionen- und Fitnessgeräte bis hin 
zu Spielbereichen für ältere Kinder 
und ruhigen Zonen für Kleinkinder. 
Ergänzt wird das Konzept durch 
einen naturnahen Pumptrack für 
Fahrräder, dessen Modellierung 
teilweise aus dem vor Ort gewon-
nenen Bodenaushub entsteht.

Gestalterisch greift der Park be-
stehende Elemente aus der Umge-
bung auf: Gelbe Farbakzente ent-
lang des nahegelegenen Radwegs 
werden wieder aufgenommen, 
Fallschutzflächen werden in Form 
abstrahierter Blätter gestaltet. 
Gleichzeitig bleibt bewusst Raum 
für freies, ungestaltetes Spielen im 
Grünen.

Wichtige Rahmenbedingungen, 
etwa Mindestabstände zur Bahn-
trasse und zur Wohnbebauung 
beim Bolzplatz, sind in die Planung 
integriert.

Mit dem neuen Park entsteht in  
der Arnimstraße ein vielfältiger Frei
raum für alle Generationen und ein 
dringend benötigter grüner Treff-
punkt im Kiez.	 Kerstin Zimmer

Ein vielfältiger Spielplatz  
in der Arnimstraße
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Am 17. März wurden die Pläne 
vom Bezirksamt der Öffentlich-
keit präsentiert.
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Inge Makarinus kennt den Krieg 
noch aus eigener Erfahrung. Die 
Bombennächte in Nordhausen im 
Luftschutzkeller voller Angst haben 
sich für immer in ihr Gedächtnis 
eingegraben. In dieser thüringi-
schen Stadt wurde sie 1937 ge-
boren. Sie erinnert sich an Häft-
lingskolonnen, die aus dem nahe-
gelegenen KZ durch die Straßen 
getrieben wurden. Nordhausen 
wurde durch die alliierten Luftan-
griffe zu 80 % zerstört. Zusammen 
mit Mutter und der älteren Schwes-
ter säuberte sie dann Ziegel, um sie 
für die Wiederverwendung beim 
Aufbau brauchbar zu machen. 
Schon als Kind lernte sie, dass 
gegenseitige Hilfe zur Menschlich-
keit gehört. Bereits in den ersten 
Nachkriegsjahren hatte sie mit ihrer 
Mutter Spenden gesammelt. 1948 
stand ein für sie fremder Mann im 
Treppenhaus. Es war ihr Vater, der 
aus amerikanischer Kriegsgefan-

genschaft nach Hause zurückge-
kehrt war. 

Inge Makarinus erinnert sich an 
ein fürsorgliches Elternhaus. Der 
Vater war Buchdrucker. Als Mu-
siker spielte er in einer Kapelle zu 
Festen in der Umgebung. Er war 
es auch, der Inge anhielt, zunächst 
etwas zu lernen, danach könne sie 
das tun, was ihr Spaß macht. Inge 
absolvierte eine Facharbeiter-
ausbildung. Sie wurde Dreher. Die 
millimetergenaue Präzisionsarbeit 
bereitete ihr Freude. An der Arbei-
ter- und Bauernfakultät in Jena 
machte sie ihr Abitur und begann 
1957 am Pädagogischen Institut in 
Erfurt ein Studium. Zunächst war 
sie Lehrerin für Deutsch und Rus-
sisch in einem kleinen Ort im Harz. 
Nach ihrer Heirat zog sie 1963 mit 
ihrem Mann nach Berlin und wohnt 
seither in Friedrichsfelde. Die Fa-
milie komplettierte ein Sohn. Bis 
zum Ende der DDR konnte sie ihren 

Lehrerberuf ausüben. Davon war 
sie 20 Jahre Schuldirektorin. Inge 
Makarinus spricht sehr liebevoll 
über ihre Arbeit, ihre Bemühungen 
die Schülerinnen und Schüler ent-
sprechend ihren Fähigkeiten mitzu-
nehmen. 

Nach der sogenannten Wende 
wurde ihre letzte Schule, die er-
weiterten Russischunterricht an-
geboten hatte, geschlossen, Inge 
Makarinus wegen „persönlicher 
Nichteignung“ gekündigt. Dann 
folgten ABM-Stellen, darunter in 
einer Weiterbildungsfirma. Sie gab 
auch Nachhilfeunterricht. 

Mit dem Eintritt ins Rentenalter 
widmete sie sich aktiv der Arbeit 
in der „Volkssolidarität“. Diese Or-
ganisation wurde im Oktober 1945 
in der Sowjetischen Besatzungs-
zone als überparteiliche Hilfsorga-
nisation gegen die Wintersnot ge-
gründet. Später dann konzentrierte 
sich die Arbeit vor allem auf ältere 
Menschen, um durch gemeinsame 
Aktivitäten der Einsamkeit und Iso-
lierung vorzubeugen. In den folgen-
den Jahren gab es zunehmend eine 
Zusammenarbeit mit Kindergärten, 
Schulen und Betrieben. Heute ver-
steht sich die Volkssolidarität als 
ein Sozial- und Wohlfahrtsverband. 
Inge Makarinus ist seit 1960 dabei, 
war 30 Jahre „nur“ zahlendes Mit-
glied. Seit einigen Jahren ist sie 
Mitorganisatorin von Veranstaltun-
gen. Dazu gehören Freizeitange-
bote, Vorträge und vieles mehr. Sie 
möchte alte Menschen anregen, 
sich in einer Gemeinschaft nach 
ihren Möglichkeiten zu treffen und 
auszutauschen. Seit 2008 leitet sie 
die Mitgliedergruppe in Friedrichs-
felde. 

Für ihr Engagement wurde sie 
mit der Lichtenberger Bürgerme-
daille und im März 2026 mit der 
Goldenen Ehrennadel des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes ge-
ehrt. Inge Makarinus wünscht sich, 
dass jüngere Leute die Volkssoli-
darität unterstützen und neue Mit-
glieder werden, damit die wichtige 
Arbeit weitergeführt werden kann. 
Inge Makarinus ist auch ehren-
amtliche Helferin im Seniorenheim 
„Abendsonne“. Dort war ihr Mann 
zweieinhalb Jahre in Pflege. Sport-
liche Aktivitäten und die engagier-
te ehrenamtliche Arbeit halten die 
fast 90jährige fit.	 Daniela Fuchs

KULTURTIPP  
Kino „International“
Das Kino „International“ erstrahlt 
nach einer Generalsanierung in neu
em Glanz. Entworfen wurde es von  
den Architekten Josef Kaiser und 
Heinz Aust und nach dem Bau 
1963 eröffnet Es war viele Jahre 
Premierenkino der DEFA und ist 
bis heute bei Kinofreaks beliebt. 
Seit 1990 steht es unter Denkmal-
schutz. Das Neue nach der Sanie-
rung zeigt sich erst auf den zwei-

ten Blick. Die Sitzreihen wurden 
reduziert und man kann mit mehr 
Beinfreiheit die Vorführung genie-
ßen. Doch bevor es losgeht, öffnet 
sich der kultige Paillettenvorhang, 
ein besonderes Schmuckstück.  
40 Millionen Pailletten funkeln auf 
400 m². Neue Kabel wurden ver-
legt, eine moderne Klimaanlage 
sorgt für frische Luft. Auch Fußbö-
den und Decken sind neu gemacht, 
die Kristallleuchter aus böhmi-
schem Glas restauriert. Die Pano-
ramabar lädt zum Verweilen ein. Ein 
guter Film macht den Aufenthalt in 
diesem besonderen Filmtheater 
perfekt. 	 Daniela Fuchs
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I M P R E S S U M

z	 Do, 30.4., 21.5., 18.6., 17 Uhr  
BVV-Sitzung, Max-Taut-Aula. 
Die Tagung wird auch im  
LiveStream übertragen

WA N N  U N D  WOHelfen gehört zur Menschlichkeit
Inge Makarinus

©
 P

RI
VA

T

©
 D

AN
IE

LA
 F

U
C

H
S

Immer gut gelaunt engagiert sich Inge Makarinus bei der  
Volkssolidarität.

  Vorgestellt04  — 
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Viele von uns griffen in diesen Ta-
gen morgens als Erstes zum Tele-
fon, nachdem Donald Trump dem 
Iran angedroht hatte, die „komplette 
Zivilisation auszulöschen“ und zivi-
le Infrastruktur wie Brücken, Bahn- 
linien und Entsalzungsanlagen zu 
bombardieren.

Zum Redaktionsschluss hielt  
eine brüchige Waffenruhe. Gleich-
zeitig bombardiert Israel weiterhin 
den Libanon. Dort spitzt sich die  
Lage zur nächsten humanitären 
Katastrophe zu: Medikamente und 
Lebensmittel fehlen, Krankenhäu-
ser sind überfüllt, Menschen fliehen 
mit dem Wenigen, das sie tragen 
können. Über die Situation im Iran 
selbst dringen weiterhin nur weni-
ge gesicherte Informationen nach 
außen. Die G7-Staaten diskutieren 
derweil, militärisch die Straße von 
Hormus zu sichern. Trump blockiert 
zeitweilig die Straße von Hormus 
selbst. Schritt für Schritt schlittern 
wir tiefer in diese Eskalation – neu-
deutsch wird das als „Verantwor-
tung übernehmen“ bezeichnet.

Die Folgen sind längst spürbar: 
Der Krieg treibt die Energieprei-
se nach oben. An den Zapfsäulen 

schlagen die Konzerne sofort Profit 
daraus. Steigende Energiepreise 
bedeuten steigende Lebensmittel-
preise und höhere Nebenkosten –  
schlussendlich ein unsichereres 
Leben für viele Menschen. Doch 
diese Entwicklung ist kein Naturge-
setz: Wir fordern wirksame Preis-
deckel für Energie und Lebens-
mittel, eine stärkere Besteuerung 
von Krisengewinnen sowie geziel-
te Entlastungen für Haushalte mit 
kleinen und mittleren Einkommen. 
Wie wir den sozialen Frieden si-
chern und die Teuerungen konkret 
bekämpfen wollen, erläutern wir in 
dieser Ausgabe auf Seite 1 und 3.

Wir als Linke im Bundestag wa-
ren zudem die Einzigen, die diesen 
Krieg als völkerrechtswidrig ver-
urteilt haben. Inzwischen bestätigt 
auch der Wissenschaftliche Dienst 
des Bundestags auf unsere Anfra-
ge hin diese Einschätzung.

Gleichzeitig gilt: Wir stehen an 
der Seite der Menschen in Iran, die 
für Freiheit kämpfen, und verurtei-
len das autoritäre Regime ebenso 
klar. Wer für Frieden eintritt, muss 
beides sagen können: Nein zum 
Krieg und nein zur Unterdrückung.

Dass europäische Staats- und 
Regierungschefs zu dieser Eskala-
tion weitgehend schweigen – allen 
voran Friedrich Merz –, ist beschä-
mend. Einer der wenigen, der der-
zeit Haltung zeigt, ist der spani-
sche Ministerpräsident Pedro Sán-

chez. Europa darf sich nicht länger 
wegducken. Der Krieg muss enden. 
Und wir müssen die richtigen Leh-
ren ziehen: Militärbasen wie Ram-
stein schließen. Europa darf kein 
Drehkreuz für völkerrechtswidrige 
Kriege sein. 	 Ines Schwerdtner

Den Frieden sichern 05

Das exportorientierte deutsche 
Wirtschaftsmodell steckt ange-
sichts wegbrechender internatio-
naler Märkte, hoher Energiepreise 
sowie einer aggressiven Zollpolitik 
Donald Trumps in der Krise. Doch 
anstatt den Binnenmarkt zu stärken 
und eine gezielte Industriepolitik zu 
entwickeln, setzt die Bundesregie-
rung auf Steuergeschenke im Gieß-
kannenprinzip sowie auf Angriffe 
auf den Sozialstaat.

Unsere Rechte sollen abgebaut 
werden, damit der Standort für Un-
ternehmen attraktiver wird.

Während Beschäftigten immer  
neue Belastungen zugemutet wer-
den, z. B. Aufweichungen beim 
Kündigungsschutz, späterer Ren-
teneintritt, Angriffe auf die Fami-
lienversicherung; bleibt es gegen-
über Konzernen bei freundlichen 
Appellen an „Standortpatriotismus“. 
Als würden sich Unternehmen frei-
willig gegen die Logik des Profits 
stellen.

Es zeigt sich längst ein klarer Zu-
sammenhang: Der Sozialstaat wird 
radikal umgebaut. Nicht, um Men-

schen abzusichern, sondern um  
Druck zu erzeugen. Wer arbeits-
los wird, soll jede Arbeit annehmen 
müssen, egal zu welchen Bedin-
gungen. Die Bürgergeld-Verschär-
fungen führen für viele Familien 
direkt in die Existenzkrise. 

Die Integration in Arbeit hat 
Vorrang vor Weiterbildungen. Die 
Regelsätze bleiben 2026 auf dem 
Stand von 2024, trotz massiver 
Preissteigerungen. Wer sein Leben 
lang gearbeitet hat und arbeitslos 
wird, muss erst ein Großteil seines 
Ersparten aufbrauchen, bevor er 
Sicherungsleistungen erhalten darf. 
Da die Bundesregierung zudem die 
Übernahme der Wohnkosten ein-
schränkt, bahnt sich die nächste 
Wohnungslosigkeitskrise an, be-
sonders in überhitzten Märkten wie 
Berlin, wo Ausweichen kaum mög-
lich ist. Absurderweise springt der 
Staat gleichzeitig mit Milliarden ein, 
um genau dieses System am Lau-
fen zu halten: Niedrige Löhne wer-
den durch Transfers wie Wohngeld 
ergänzt, damit sie überhaupt zum 
Leben reichen. 

Das ist kein Widerspruch, son-
dern System. Disziplinierung nach 
unten, Absicherung der Profite 
nach oben. Beschäftigte werden 
unter Druck gesetzt, während Un-
ternehmen sich darauf verlassen 
können, dass der Staat die sozialen 
Folgen ihrer Lohnpolitik abfedert. 
Die Konsequenz ist absurd, aber 
folgerichtig: Arbeit verliert ihren 
existenzsichernden Charakter, 
während Dividendenausschüttun-
gen stabil bleiben.

Gleichzeitig verschiebt die Re-
gierung ihre Prioritäten massiv. 
Über schuldenfinanzierte Sonder-
vermögen für Infrastruktur werden 
Haushaltslöcher kaschiert und Mi-
litärausgaben verschleiert. Die Fol-
gen sind absehbar: Sobald diese 
Mittel auslaufen, wird der Druck auf 
den Sozialstaat weiter steigen. Die 
Forderungen nach Kürzungen sind 
vorprogrammiert.

Während also im Sozialen „ge-
spart“ werden soll, wächst der 
Verteidigungshaushalt von Rekord 
zu Rekord: 2025 um 10 Milliarden 
auf 62,5 Milliarden Euro, 2026 um 

weitere 20 Milliarden auf 82,7 Mil-
liarden – die Sondervermögen noch 
nicht einmal eingerechnet! Die-
se Summe soll jährlich gesteigert  
werden. Das gesetzte Ziel der Bun-
desregierung: rund 152 Milliarden 
Euro Ausgaben im Jahr 2029 für 
den Haushalt des Verteidigungs-
ministeriums. So ist es in der mit-
telfristigen Finanzplanung festge-
legt. Das entspricht einer Verdrei
fachung der Mittel seit 2023. Das 
entspricht etwa 3,5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) für Waf-
fen und Soldatengehälter. Weitere 
1,5 Prozent des BIP sind für Inves-
titionen in militärnahe Infrastruktur 
vorgesehen. 

Sparen bei den Lebensbedin-
gungen der Mehrheit, Aufrüsten 
ohne Limit und gleichzeitig ein Wirt-
schaftssystem stabilisieren, das auf 
niedrigen Löhnen basiert. Geschürt 
werden Abstiegsangst und Kriegs-
rhetorik. Eines sollten wir uns des-
halb nicht einreden lassen:

Es fehlt nicht an Geld. Es fehlt 
am politischen Willen, es anders zu 
verteilen. 	 Ines Schwerdtner

Schritt für Schritt in den Krieg

Militarisierung auf Pump

160

140

120

100

80

60

40

20

0

2015

2029

2028

2027

2026

2025

2024

2023

2022

2021

2020

2019

2018

2017

2016

Entwicklung des Verteidigungshaushalts
 Ausgaben in Mrd. Euro im Einzelplan 14
 Ausgaben mit 100 Mrd. Euro Sondervermögen von 2022

Der Finanzplan des Bundes 2025 bis 
2029 sieht für den Bundeshaushalt 
2029 572,1 Mrd. Euro. Dies entspricht 
einer Quote von 26,7 % = Verteidi-
gungshaushalt geteilt durch Gesamt-
haushalt.
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Das „Respawnen“ beschreibt eine 
zentrale Mechanik in Videospielen. 
Nach dem Bildschirmtod kehren 
die Spielenden sofort ins Gesche-
hen zurück. Diese Virtualisierung 
des Sterbens prägt besonders das 
Genre der Shooter. 

Einige der erfolgreichsten Spiel-
reihen der letzten Jahrzehnte in-
szenieren den Krieg dabei aus der 
Egoperspektive als kurzweiliges 
Abenteuer, oft gerahmt von Kam-
pagnen, die von ideologischen 
Verkürzungen, rassistischen Ste-
reotypen und plumper Propaganda 
durchzogen sind. Es gibt extrem 
wenige Ausnahmen, die sich dem 
Thema Krieg kritisch nähern. 

Es ist, als beträte man eine Bi-
bliothek voller Verherrlichungs-

schriften im Stile von Ernst Jüngers 
„In Stahlgewittern“, während in der 
hintersten Ecke ein einziges ver-
staubtes Exemplar von Remarques 
„Im Westen nichts Neues“ zu finden 
ist. Auf diesem Fundament wissen 
Armeen weltweit aufzubauen. 

Auch die Bundeswehr nutzt den 
digitalen Raum mittlerweile strate-
gisch. Sie kooperiert mit Gaming-In-
fluencern und tritt auf der weltweit 
größten Spielemesse, der Game-
scom in Köln, mit massiver Präsenz 
auf. Dort inszeniert sie sich als 
technikaffiner, moderner Arbeitge-
ber, um junge Menschen in ihrer Le-
benswelt abzuholen und verwischt 
so die Grenze zwischen virtueller 
Unterhaltung und der grausamen 
Realität des Krieges.	 Max Galle

Ein kleiner Absatz im Wehrdienst-
gesetz reicht aus, um aufhorchen 
zu lassen: Männer zwischen 17 und 
45 Jahren sollen längere Auslands-
aufenthalte grundsätzlich von der 
Bundeswehr genehmigen lassen 
müssen. Ein massiver Eingriff in die 
persönliche Freiheit, der plötzlich 
ganz nebenbei im Gesetz steht.

Und was sagt der Verteidi-
gungsminister? „Entwarnung“. 
Derzeit sei das alles kein Problem. 
Reisen könne man selbstverständ-
lich, eine Genehmigung sei derzeit 
nicht nötig. Dieses „derzeit“ ist das 
eigentlich Alarmierende.

Denn es bedeutet im Klartext: 
Die Einschränkung ist vorbereitet, 
sie wird nur noch nicht angewen-
det.

Heute freiwillig, morgen ent-
scheidet die Bundeswehr, wer das 
Land verlassen darf und wer nicht. 
Wer solche Regelungen schafft, 
denkt die Wehrpflicht längst mit, 
auch wenn er sie noch nicht aus-
spricht. Das ist keine Kleinigkeit. 
Es geht um Grundrechte. Um Be-
wegungsfreiheit. Um die Frage, ob 
der Staat junge Männer wieder als 
militärische Verfügungsmasse be-
trachtet.	 Toni Kraus

Militarisierung im  
digitalen Raum:  
Es gibt keinen  
Respawn

 „Derzeit“ frei – morgen 
genehmigungspflichtig?
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Im „Karrierebereich“ der GamesCom wird unter dem Motto 
„Bereit für das nächste Level“ Robotertechnik vor dem 
Bundeswehrstand bestaunt.“ 

Treffsicher kriegsuntüchtig
Auf einem polnischen Friedhof, 
vor den Gräbern von achtzehn 
einander unbekannten Soldaten, 
entwickelt Ole Nymoen einen 
ebenso schlichten wie verstö-
renden Gedanken: „Wahrschein-
lich sind sie nie im Leben auf die 
Idee gekommen, mit Gewehren 
aufeinander loszugehen“, bevor 
sie „für ihren Kaiser respektive 
Zaren morden mussten“.

Von hier aus spannt Nymo-
en den Bogen in die Gegenwart. 
Im „Zeitenwende-Deutschland“ 
würden erstmals seit Jahrzehn-
ten wieder militärische Ansprü-
che formuliert, die über reine 
Landesverteidigung hinausge-
hen, mit dem erklärten Ziel, glo-
bale Interessen notfalls auch ge-
waltsam durchzusetzen.

Zentral ist dabei seine grund-
legende Kritik am Staat: Staaten, 
so Nymoen, seien „durch per-
manente Gewalt nach innen wie 
nach außen“ charakterisiert. Ein 
Blick in die täglichen Nachrichten 
auch die Reden der Ministerinnen 
und Minister genügt, um sich da-
von zu überzeugen, dass dieser 
Staat keineswegs als Wohltäter 
gegenüber seinen Bürgerinnen 
und Bürgern auftritt.

Auf 133 Seiten richtet sich das 
Buch ausdrücklich an jene, die 
nicht als „nützliche Idioten im 
Schützengraben“ enden wollen. 
Es versteht sich als Aufklärungs-

schrift, die zum Widerspruch an-
regen soll.

Die Kapitelüberschriften ge-
ben die Stoßrichtung vor:

„Was ist Krieg?“ – „Ein paar 
unbequeme Gedanken zu Angriff 
und Verteidigung“ – „Der Staat: 
Geschöpf und Urheber der Ge-
walt“ – „Freiheit, für die es sich 
zu kämpfen lohnt“.

Nymoens Text ist kein aus-
gewogenes Abwägen, sondern 
eine bewusst zugespitzte Inter-
vention. Gerade darin liegt seine 
Stärke: Er zwingt dazu, schein-
bar selbstverständliche Begriffe 
wie Sicherheit, Verteidigung und 
Freiheit neu zu durchdenken.

Ole Nyomen „Warum ich nie-
mals für mein Land kämpfen 
würde. Gegen die Kriegstüch-
tigkeit“ gibt es auch beim Foto-
rätsel auf Seite 8 zu gewinnen.
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Nicht nur Männer, sondern auch 
FLINTA*s wehrtüchtig machen? Als 
wir Gleichberechtigung gefordert 
haben, meinten wir eine Befreiung 
von Ausbeutung und das Ende des 
Patriarchats. Das Ziel war eine bes-
sere Welt – nicht die schlechte Welt 
für alle. 

Liebe Männer, eure Nachteile 
lehnen wir dankend ab. Nachteile 
haben wir schon genug! Den Teil 
der Macht, der andere unterdrückt, 
wollen wir nicht. Ein Mensch, der 
im Krieg ermordet wird, wird immer 
noch im Krieg ermordet. Egal wer 
die Waffe bedient hat. Wir wollen 
keine Grenzen sichern, wir wollen 

sie abschaffen. Wir wollen nicht 
mehr Menschen, die Kriegsverbre-
chen begehen, wir wollen weniger. 
Weniger von dem, was FLINTA* seit 
jeher anders trifft: sexualisierte Ge-
walt als Waffe; gesellschaftliche 
Prozesse alleine tragen müssen, 
während Männer an der Front ster-
ben; Flucht nur für diejenigen, die 
es sich leisten können. Das wäre 
ein feiner Feminismus! 

Wir brauchen keine Pflicht, um 
zu können, was wir eigentlich gar 
nicht wollen: Alice Weidel und Gi-
orgia Meloni lassen grüßen. Wir 
wollen mehr! Wir wollen eine an-
dere Zukunft. Die Philosophin Eva 

von Redecker bezeichnet die Herr-
schaftsfantasien über Mensch und 
Natur als „Phantombesitz”. Dieses 
vergiftete Geschenk des Phantom-
besitzes, das Reiche noch reicher 
macht, werden wir nicht anneh-
men. Stattdessen werden wir Fe-
minist*innen dafür kämpfen, dass 
unsere männlichen Mitmenschen 
frei sein können. 

Frei, die Welt zu einem friedli
cheren, sichereren und lebens-
werteren Ort zu machen, und das 
ganz ohne Waffen und Wehr-
pflicht! 

	  So-Rim Jung-Thomas 
	 und Julia Behrens

Junge Männer haben wieder eine 
Aufgabe. Sie wissen, was sie zu tun 
haben. Vor allem, wie sie nicht zu 
sein haben: vermeintlich schwach. 

Frühe Unbekümmertheit, puber-
täre Körperscham, gesellschaft-
liche Rollen und Schwups ist man 
Teil des patriarchalen kapitalis-
tischen Systems. Dominanz und 
Unterdrückung als Konfliktlösung. 
Jungen weinen nicht. Männer ha-
ben immer eine Vision. Und der 
Nachbarsjunge ist weniger wert, 
mit seinen Schuhen von Victory.

Die Uniform macht gleich. Sie 
hebt vermeintlich den sozialen 
Status auf, wobei ca. 2300 € wohl 
eher armutserfahrene Menschen 
anziehen. Es ist die Zugehörig-
keit. Laut Tocotronic will jeder Teil 
einer Jugendbewegung sein. Jede 

Handbewegung soll einen Sinn 
haben. Das erhofft man sich wohl. 
Eine tolle Truppe von Typen, alle 
frische 18 Jahre alt. Echte Männer 
erklären, wie man kämpft. Krisen 
löst. Wie man „andere“ erschießt –  
Entschuldigung – sich verteidigt. 
Der Mann erfüllt seine Rolle als Be-
schützer. Wer das nicht möchte, ist 
kein Mann. 

Wer den Dienst an der Waffe 
verweigert, verrät sein Land, die 
Frauen und Kinder. Wer den Kriegs-
dienst verweigert, stellt einen An-
trag. Der geht an das Bundesamt 
für Familie und zivilgesellschaft-
liche Aufgaben. Plötzlich ist die 
Familie wichtig. Aber wenn Männer 
Sorgearbeit übernehmen sollen… 
den Kindergeburtstag planen, Wä-
sche abnehmen und Oma anrufen. 
Dann gehen sie lieber an die Front. 
Da wissen sie wenigstens woran 
sie sind, denn das wird ihnen seit 
dem Kindergarten vorgelebt.

	 Pascal Grell

Wehrtüchtige FLINTA*? Nein danke! Endlich wieder 
Manns genug
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Zwischen Brotdosen und Verantwor-
tung. Sozialer Frieden im Alltag
Sozialer Frieden klingt nach gro-
ßer Politik, entscheidet sich aber 
im Alltag. Für mich beginnt er am 
Morgen, wenn der Wecker klin-
gelt, Brotdosen gepackt, vier Kin-
der geweckt und Termine sortiert 
werden. Zwischen Familie, Arbeit, 
Ehrenamt und meinen eigenen 
Ansprüchen bleibt oft kaum Raum 
zum Durchatmen.

Ich versuche jeden Tag, allem 
gerecht zu werden. Was dabei oft 
unsichtbar bleibt, ist das ständi-
ge Mitdenken, Organisieren und 

Auffangen. Verantwortung endet 
nicht am Abend.

Ich merke, wie leicht es pas-
siert, dass man einfach weiter-
macht. Dass man funktioniert, 
auch wenn die eigene Kraft längst 
an Grenzen kommt. Und oft wird 
genau das still erwartet.

Für mich bedeutet sozialer 
Frieden deshalb etwas sehr Kon-
kretes. Verlässliche Unterstüt-
zung. Zeit zum Leben. Und das 
Gefühl, nicht alles allein tragen zu 
müssen. Er entsteht dort, wo Ver-

antwortung geteilt wird und Men-
schen sich gegenseitig tragen.

Wenn wir über sozialen Frie-
den sprechen, geht es nicht um 
große Worte, sondern um ech-
te Leben. Darum, ob Menschen 
abends erschöpft ins Bett fallen 
oder noch Kraft haben für sich 
und füreinander. Darum, ob wir 
weiter still tragen oder anfangen, 
Verantwortung gerecht zu teilen. 
Denn sozialer Frieden fühlt sich 
genau dort an. Im Alltag. Jeden 
Tag.	 Sandy Adam
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Wir suchen Titel und Schöpfer 
der 1987 in Sandstein gehaue-
nen Skulptur am Anton-Saefkow-
Platz, gegenüber dem Wahlkreis-
büro von Ines Schwerdtner und 
Claudia Engelmann. Ein Besuch 
kann sich doppelt lohnen. 

Die Gewinner:innen erhalten-
je eins von drei Exemplaren des 
Buchs Ole Nyomen „Warum ich 
niemals für mein Land kämpfen 
würde. Gegen die Kriegstüchtig-
keit“. Zur Teilnahme ist die richtige  
Lösung bis spätestens 1. Juni 26, 
24:00 Uhr per E-Mail an: infolinks 
@die-linke-lichtenberg.de zu sen-
den. Maßgeblich ist der rechtzei-
tige Eingang der E-Mail. Die Teil-
nahmebedingungen für das Foto-
rätsel sind online einsehbar unter: 
www.die-linke-lichtenberg.de/
gewinnspiel

Fotorätsel

Du brauchst Hilfe? 
Melde dich bei uns! 

Schreib an deine Bundestagsabgeordnete: 
ines.schwerdtner.wk@bundestag.de oder vereinbare einen 
Beratungstermin unter beratung@die-linke-lichtenberg.de.

 
Weitere Informationen zu Beratungsstellen, Wehrpflicht  

und Kriegsdienstverweigerung findest du unter:  
www.faqwehrpflicht.de 

Kriegsdienst verweigern – ein Kurzleitfaden
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 1.	 Informiere dich!  

Lass dich beraten, zum Beispiel in den Wahlkreisbüros unserer 
Abgeordneten oder bei Friedens- und Zivildienstorganisatio-
nen wie der DFG-VK. Bei diesen Beratungsstellen bekommst du 
Unterstützung bei der Formulierung deines Antrags und kannst 
rechtliche Fragen klären.

 2.	Antrag Schreiben  

Den Antrag stellst du schriftlich an das Bundesamt für das Per-
sonalmanagement der Bundeswehr. Er besteht aus Folgendem:
▶ 	Ein formloses Schreiben
	 Formulierungshilfe: „Hiermit beantrage ich die Anerken-

nung als Kriegsdienstverweigerer gemäß Art. 4 Abs. 3 
Grundgesetz. Ich kann es mit meinem Gewissen nicht 
vereinbaren, an einem Kriegsdienst mit der Waffe teilzu-
nehmen.“

▶ 	Ein tabellarischer Lebenslauf
▶ 	Eine persönliche Gewissensbegründung
	 Unterschreibe den Antrag eigenhändig, datiere ihn und 

füge die Gewissensbegründung als Anlage bei.

 3.	Gewissensbegründung formulieren  

In der Begründung erklärst du in eigenen Worten, warum du 
den Dienst mit der Waffe ablehnst. Hier ein paar mögliche 
Gründe für einen Gewissenskonflikt:
▶ 	Töten oder die Anwendung von Waffengewalt sind mit 

deinem Gewissen nicht vereinbar.
▶ 	Du hast eine pazifistische, religiöse, humanistische oder 

politische Haltung, die dem Militärdienst widerspricht.
▶ 	Du lehnst Gewalt als Mittel der Konfliktlösung grundsätz-

lich ab.

 4.	Einreichen  

Versende den Antrag per Einschreiben oder persönlich mit Ein-
gangsbestätigung an das Bundesamt für das Personalmanage-
ment der Bundeswehr. Die volle Anschrift ist:
		 Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr
	 - Wehrersatzbehörde -
	 Militärringstraße 1000
	 50737 Köln
Bewahre Kopien aller Unterlagen auf. Sobald dein Antrag ein-
gegangen ist, darfst du in Friedenszeiten nicht einberufen wer-
den, bis über den Antrag entschieden wurde.


